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Anlage 1 Vorschlagliste Bepflanzungen im Planungsgebiet  

Pflanzliste A - Großkronige Bäume: 
Acer platanoides Spitz-Ahorn Fagus sylvatica Rotbuche 
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn  Quercus robur Stieleiche 
Betula pendula Sandbirke Tilia cordata Winterlinde 
Franxinus excelsior Gemeine Esche Tilia platyphyllos Sommerlinde 
Populus tremula Zitterpappel Quercus petraea Traubeneiche 
Ulmus carpinifolia Feldulme 

Pflanzenliste B - Mittelkronige Bäume: 
Acer campestre Feld-Ahorn Prunus avium Vogelkirsche 
Carpinus betulus Hainbuche  Prunus mahaleb Steinweichsel 
Crataegus monogyna Eingriffigeliger Weißdorn  Pyrus pyraster Wildbirne 
Crataegus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn  Sorbus aucuparia Gemeine Eberesche 
Purnus padus Gemeine Traubenkirsche  Sorbus domestica Speierling 
Malus sylvestris Holzapfel  Sorbus indermedia Schwedische Mehlbeere 
Malus i.S. Apfel i.S.  Taxus baccata Gewöhnliche Eibe 

Pflanzenliste C - Sträucher: 
Sträucher >2 m: 
Acer campestre Feld-Ahorn  Prunus spinosa Schlehe 
Amelanchier ovalis Gewöhnliche Felsenbirne  Rosa i.A. Rosen i.A. 
Carpinus betulus Hainbuche Salix i.A. Weiden i.A. 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel  Salix purpurea Purpurweide. 
Corylus avellana Strauch-Hasel  Sambucus nigra * Schwarzer Hollunder * 
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn  Viburnum lantana * Wolliger Schneeball * 
Crataegus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn  Viburnum opolus * Gemeiner Schneeball * 
Euonymus europaeus * Pfaffenhütchen Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche 
Juniperus communis Gemeiner Wachholder Ligustrum vulgare Liguster 

Sträucher < 2 m: 
Berberis i.A Berberitze  Rubus fruticosus Brombeere 
Cythis scoparius Besenginster  Ribes sanguineum Blutjohannisbeere  

Pflanzliste D für Fassadenbegrünung 
Clematis vitalba * Waldrebe *  Lonicera caprifolium Jelängerjelieber 
Hedera helix Efeu  Rosa i.S. Kletterrosen i.S. 
Humulus Iupulus Hopfen Prthenocissus quinquefolia Wilder Wein 
Hydrangea petiolaris Kletter Hortensie Vitis vinifera Echter Wein 

Pflanzliste E - Heckenpflanzen: 
Acer campestre Feld-Ahorn  Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Carpinus betulus Hainbuche  Fagus sylvatica Rotbuche 
Cornus mas Kornellkirsche 

Pflanzliste F - Dachbegrünung: 
Sedum-Ansaaten:  Gräser: 
Sedum i.A. / i.S Fetthennen i.A / i.S  Agrostis tenuis Rotes Straußgras 
 Festuca ovina Schafschwingel 
Kräuter / Stauden: Festuca rubra Rotschwingel 
Dianthus carthusianorum Karthäusernelke 
Hierarcium pilosella Kleines Habichtkraut 
Potentilla verna Frühlingsfingerkraut 

Pflanzliste G - Bäume im Straßen- und Verkehrsflächenbereich: 
geeignete Arten nach GALK-Straßenbaumliste, vorrangig Arten mit der Verwendbarkeit "geeignet" oder  
"gut geeignet". 

Im Regelfall empfehlenswerte Qualität und Größen für die vorgenannten Pflanzen: 
Bäume/Hochstämme und Stammbüsche: mind3 – 4 x verpflanzen mit Ballen, Stammumfang 18-20 / 20-25 cm 
Solitärsträucher:    3 x verpflanzt mit Ballen, Höhe 150 175 /200 cm 
Sträucher:    3 x verpflanzt; Höhe 60 – 100 / 100 – 150 cm 
Bodendeckend Gehölze:   3 – 9 Stück pro m², mit Topfballen ab 11 cm, Höhe / Breite 20 – 30 cm 
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7. Garagen, Carports, Stellplätze u. deren Zu- und Ausfahrten
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11.5 Notwendige Absturzsicherungen sind filigran, vorzugsweise mit senkrechter Betonung, auszuführen und zu begrünen.16.2 Bestandteile der Begründung sind:
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 8.  Der Satzungsbeschluss der 3., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünord-
         nungsplan östlich von Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle", wurde am ........... 2024 gemäß § 10 Abs. 3 Halb-   

 satz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

         Die 3., qualifizierte Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungsplan östlich von    
 Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle", mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im  
 Rathaus der Stadt Stein zu Jedermanns Einsicht bereit gehalten und über den Inhalt auf Verlangen Auskunft  
 gegeben.

         Die 3., qualifizierte Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungsplan östlich von   
 Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle", mit Begründung und den weiteren Anlagen ist damit in Kraft getreten.

 Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB
  wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

7.    Ausgefertigt:

1. Der Stadtrat der Stadt Stein hat in seiner Sitzung vom 28.04.2022 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung 
der 3., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungsplan östlich von 
Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am .......... 2022 ortsüblich 
bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauBG mit öffentlicher Darlegung und Anhörung         
für den Vorentwurf der 3., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünord-
nungsplan östlich von Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle", in der Fassung vom .......... 2022 hat in dem Zeit-

           raum vom .......... 2022 bis .......... 2022 stattgefunden. 
        Ort und Dauer der Auslegung wurden am .......... 2022 durch ortsübliche Veröffentlichung bekannt gemacht.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
für den Vorentwurf der 3., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungs-
plan östlich von Oberweihersbuch "KFZ Prüfstelle", in der Fassung vom ........... 2022 hat im Zeitraum vom

        ........... 2022 bis .......... 2022 stattgefunden.  

4. Zu dem Entwurf der 3., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungsplan
           östlich von Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle", in der Fassung vom ........... 2024 wurden die Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ........... 2024 bis ........... 2024 
beteiligt.

5. Der Entwurf der 3., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungsplan
östlich von Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle", in der Fassung vom .......... 2024 wurde mit Begründung

           gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............ 2024 bis .......... 2024 öffentlich ausgelegt.

        Ort und Dauer der Auslegung wurden am ............ 2024 durch ortsübliche Veröffentlichung amtlich bekannt
           gemacht. 

6. Die Stadt Stein hat mit Beschluss des Stadtrates vom .......... 2024 die 3., qualifizierte Änderung des Bebau-  
ungsplans Nr. 41 mit integriertem Grünordnungsplan östlich von Oberweihersbuch "KFZ-Prüfstelle" gemäß

           § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .......... 2024 als Satzung beschlossen.

Verfahrensvermerke

    ........................................................
                        Kurt Krömer     
                 Erster Bürgermeister                                             

Stein, den ............... 2024

Stein, den ............... 2024
     ......................................................
                      Kurt Krömer
               Erster Bürgermeister

Stein, den ............... 2024
      .......................................................
                       Kurt Krömer
                Erster Bürgermeister

Verfasser:

Bebauungsplan:

In Zusammenarbeit mit dem STADTBAUAMT STEIN

Planteile: Bebauungs-/ Grünordnungsplan M  1:    1.000
Flächennutzungsplan - Auszug M  1:    5.000
Übersichtsplan M  1:  25.000
Luftbild M  1:    5.000

Textteile: Festsetzungen, Hinweise
Verfahrensvermerke, Begründung,
Umweltbericht, Fachgutachten
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3., qualifizierte Änderung

"KFZ - Prüfstelle"
... Ausfertigung
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Textliche Hinweise zum Bebauungsplan
 1. Denkmalschutz:

Bau- und Bodendenkmäler sind im Planungsgebiet aktuell nicht bekannt. Das Vorkommen archäologischer Spuren im      
      Planungsgebiet kann aber für den gesamten Geltungsbereich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Beim Auffinden von 
      Bodendenkmälern (u. a. auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metall- oder Kunstgegenstände etc.) sind unmittelbar  
      gemäß der geltenden  Meldepflicht die untere Denkmalschutzbehörde im Landkreis Fürth, Pinderpark 2, 90513 Zirndorf, Tel.                   
      0911/9773-1506  oder das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Burg 4, 90403 Nürnberg, Tel. 0911/235 85-0 zu    

    verständigen.

 2.    Altlasten:
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen sind im Planungsgebiet nicht bekannt. Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, 

        dass beim Auftreten von Altlastenverdachtsflächen oder schädlichen Bodenveränderungen und -verunreinigungen umgehend, 
      d.h. ohne schuldhaftes Verzögern, die zuständigen Fachstellen im Landratsamt Fürth sowie im Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 

        zu informieren sind und die weitere Vorgehensweise abzustimmen ist. 

 3. Ermittlung der zulässigen Gebäudehöhen (Nr. 3.2):
           Bei Gebäuden mit Flachdach ist die max. zulässige Gebäudehöhe bis zur Oberkante der Attika bzw. bei Gebäude mit Flachdach 

         ohne Attika bis zum höchsten Punkt der Dacheindeckung zu ermitteln.

 4. Zulässige Höhe von aufgeständerten Anlagen zur Nutzung der Solarenergie (Nr. 9):
Bei Flachdächern und flach geneigten Dächern bis max. 10° Dachneigung wird die max. zulässige Höhe von 1,75 m lotrecht 

  zwischen Oberkante Dachhaut und Oberkante Gesamtkonstruktion des aufgeständerten Moduls gemessen.

 5.  Hinweise zu den Festsetzungen der Grünordnung (Nr. 8 der Satzung):
Die Auswahl der zu verwendenden, festgesetzten Gehölze soll sich an der Vorschlagsliste mit empfohlenen Pflanzqualitäten 

      orientieren, solange dies nicht anders bestimmt ist.

Die Pflanz- und Bodenarbeiten betreffenden DIN-Normen sind einzuhalten, insbesondere: DIN 19731, DIN 18915,  DIN18916,
      DIN 18917, DIN 18918 und DIN 18920. Soweit eine Einhaltung nicht möglich ist, sind entsprechende abgestimmte Kompen-

sationsmaßnahmen vorzusehen. Für die Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den 
           Boden wird auf § 12 BBodSchV verwiesen.

     Mutterboden der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und Erschließungsanlagen ausgehoben wird, ist in      
        nutzbarem Zustand zu erhalten und durch Aufsetzen auf niederen Mieten vor allen anderen Baumaßnahmen, vor Vernichtung

           oder Vergeudung zu schützen bzw. einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen. Bodenvernichtungen durch Befahren mit Bau-
           fahrzeugen sind in jedem Fall zu vermeiden. Die DIN 18915 zum Schutz des Bodens durch fachgerechten Abtrag und Lagerung
           des belebten Oberbodens vor Beginn der Baumaßnahme, sowie § 202 BauGB "Schutz des Mutterbodens" sind zu beachten.

           Es wird empfohlen, anfallendes Aushubmaterial, soweit möglich, vor Ort weiter zu verwenden bzw.wieder einzubauen.
           Bauarbeiten sollen möglichst bodenschonend durchgeführt werden.

            Die Freiflächengestaltung der Planungsvorhaben ist gem. den Vorlagen der Bauvorlagenverordnung zur Bayerischen Bau-
           ordnung in den bauordnungsrechtlichen Genehmigungsunterlagen darzustellen und die festgesetzten Anforderungen des 
           Bebauungsplans nachzuweisen.

Zum Schutz vor Vogelschlag an Glasfassaden sind geeignete Vermeidungsmaßnahmen wie die Verwendung von sog. Vogel-
schutzglas zu empfehlen.

Nachtbaustellen (zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr) sind zu unterlassen.

 6. Hinweise zum Immissionsschutz
Im Rahmen des bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist für die konkrete Baumaßnahme und die zugehörigen 
technischen Anlagen der Nachweis über die Einhaltung der zulässigen Immissionsrichtwerte für das Planungsgebiet sowie die 
umgebenden bestehenden bzw. bauplanungsrechtlich gesicherten Siedlungsstrukturen zu führen. 

      Gemäß Art. 81a Abs. 2 BayBO sind die technischen Baubestimmungen, insbesondere Teil A 5.2 zu beachten. Als technische 
           Regel ist die DIN 4109-1:2018-01 sowie weitere Maßgaben nach Anlage A 5.2/1 zu beachten. 

           Gemäß Anlage A 5.2/1 Ziffer 3 der geltenden Techn. Baubestimmungen ist bei baulichen Anlagen mit Außenbauteilen, an die 
           Anforderungen entsprechend DIN 4109-1:2018-01 Tabelle 7, Spalten 3 und 4 gestellt werden, und sofern das bewertete    

Schalldämm -Maß R`/w.res = 50 dB betragen muss, die Einhaltung des geforderten Schalldruckpegels durch Vorlage von 
        Messergebnissen nachzuweisen ist.

           Die Einhaltung des geforderten Schalldämmmaßes bei Außenbauteilen ist durch Vorlage von Messergebnissen nachzuweisen,
           wenn Anforderungen entsprechend Tabelle 7, Spalten 3 und 4 gestellt werden. Sofern das bewertete Schalldammmaß R`/w
           res > 50 dB betragen muss.

           Technische Anlagen sind so auszulegen und zu betreiben, dass bei von ihnen verursachten Geräuschimmissionen Ton- oder 
           impulsartige Geräusche sowie pegelbestimmende tieffrequente Geräuschanteile nach dem Stand der Technik vermieden werden.

           Bezüglich im Geltungsbereich ggf. geplanten haustechnischen Anlagen (BHKW, Wärmepumpen etc.) sind die Bestimmungen der 
           Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) sowie der Leitfaden des Bayerischen Landesamtes für Umwelt "Tief-
           frequente Geräusche bei Biogasanlagen und Luftwärmepumpen" zu beachten. Insbesondere ist auch die Summenwirkung aller
           gleichzeitig einwirkenden Anlagengeräusche zu berücksichtigen.

           Die Bestimmungen der Richtlinie "Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der LAI" vom                 
13.09.2012 sind zu beachten. Insbesondere die dort genannten Grenzwerte für die mittlere Beleuchtungsstärke und die

           Immissionswerte für die Blendung je nach Gebietsart (entsprechend der BauNVO) sind einzuhalten (Tabelle 1 und Tabelle 2).
           Im Genehmigungsverfahren ist ggf. die Einhaltung dieser Werte mittels gutachterlicher Messung auf Kosten des Bauherrn nach-
           zuweisen. Dies gilt auch für Beleuchtungsanlagen im Freibereich.     

 7. Höhenbezugssystem sowie Lagebezugssystem
In Bayern wurde zwischenzeitlich das Lagebezugssystem UTM 32, (ETRS89) eingeführt. Die vorliegenden Planungen sind noch im 
Lagebezugssystem Gauß-Krüger (GK4) erstellt. Zwischen beiden Lagebezugssystemen bestehen Lage- und Winkeldifferenzen. 
Dies ist durch entsprechende Transformation zu beachten.

 8.       Abstimmung mit Ver- und Entsorgern
           Im Umfeld des Planungsgebietes verlaufen Ver- und Entsorgungsleitungen verschiedener Betreiber, insbesondere der Stadtwerke
           Stein sowie der Stadt Stein. Die konkreten Vorhabensplanungen sind frühzeitig mit den Versorgern abzustimmen.

 9.      Umgang mit Starkregenereignissen
           Die privaten Grundstückseigentümer sind im Rahmen der Entwässerungsplanung bei Grundstücken über 800 m² Grundstücks-
           fläche dazu verpflichtet, einen Überflutungsnachweis gem. DIN 1986 - 100 (2016-12) zu führen, so dass ein ausreichender Schutz
           vor unplanmäßiger schädlicher Überflutung der privaten Grundstücksflächen gegeben ist.

10.      Versickerung von Niederschlagswasser
           Es wird darauf hingewiesen, dass auch für das Versickern von Niederschlagswasser ggf. eine wasserrechtliche Behandlung er-
           forderlich sein kann (NWFreiV i.V.m.TRENGW). Bei der erlaubnisfreien Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser 
           sind die Anforderungen der Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser
           (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV) NWFreiV i. V.m. die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von
           gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) zu beachten.

11.      Erlaubnispflicht für die Ableitung von Oberflächenwasser
           Für die Ableitung des Oberflächenwassers ist ein gesondertes Wasserrechtsverfahren bei den zuständigen Behörden durchzu-
           führen.

12.      Ermittlung der Rückhaltevolumen für Oberflächenwasser
           Die Ermittlung und Berechnung der Rückhaltevolumen hat unter Berücksichtigung der Maßgaben des DWA Regelwerks Arbeits-
           blatt DWA-A 117 "Bemessung von Regenrückhalteraum" zu erfolgen. Die maßgeblichen Niederschlagsspenden sind gem.
           KOSTRA-DWD-2010R, Rasterfeld Spalte 44, Zeile 76 zu ermitteln. Die Handelsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser 
           gem. DWA Merkblatt DWA-M 153 sind bei der Planung zu beachten.

13.      Bäume und unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen
           Bei Baupflanzungen im Nahbereich von geplanten oder bestehenden unterirdischen Ver- oder Entsorgungsleitungen bzw. bei der
           Neuverlegung von unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich bestehender Bäume ist der Regelabstand von 2,50 m
           (ab Rohrachse Mitte der Leitung) gem. DVGW Regelwerk Arbeitsblatt GW 125 - "Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Ver-
           sorgungsanlagen" zwischen geplanten Baumstandorten und vorhandenen Versorgungsleitungen vorzusehen und einzuhaltnen.
          Vorstehendes Arbeitsblatt ist wortgleich mit dem DWA Merkblatt DWA-M 162 und dem FGSV Regelwerk Nr. 939. Die dort 
          benannten Maßgaben zur fachgerechten Planung und Umsetzung von Leitungsvelegungen sowie Baumpflanzungen sind zu 
          beachten. Im Bereich öffentlicher Straßen sind weiterhin die Maßgaben der DIN 1998 "Unterbringung von Leitungen und Anlagen in
          öffentlichen Flächen - Richtlinien für die Planung", Fassung 2018-07, zu beachten.            
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Festsetzungen durch Planzeichen:

1.  Geltungsbereich / Abgrenzung

Grenze des räumlichen Geltungs-
bereichs Bebauungsplan Nr. 41, einschl. 1. und 2. Änderung 

Grenze des räumlichen Geltungs-
bereichs Bebauungsplan Nr. 41, 3. qualifizierte Änderung

1.1

1.2

2.  Art der baulichen Nutzung

eingeschränktes Gewerbegebiet i. S. d. § 8 BauNVO eGE

3.  Maß der baulichen Nutzung

0,8 max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ), z. B. 0,83.1

max. zulässige Gebäudehöhe bzw. Höhe der baulichen Anlage
über festgesetzter Bezugshöhe: z. B. 5,00 Meter3.3

Zahl der max. zulässigen
Vollgeschosse: z. B. eins I3.4

0,8 max. zulässige Geschoßflächenzahl (GFZ), z. B. 0,83.2

GHmax.
= 5,00 m

6.  Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
     zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

zu pflanzende Hecke 
ohne Ortsbestimmung6.1

4.  Bauweise, Baugrenze

Baugrenze4.1

8. Nutzungsschablone:

eGE I

0,8

Art der Nutzung z. B. eingeschränktes 
Gewerbegebiet i. S. d. § 8 BauNVO

max. zul. Grundflächenzahl
(GRZ) z. B. 0,8

GH max. = 5,00 m

330,50 m ü. NHN

max. zul. Gebäudehöhe über
festgesetzten Bezugspunkt
z. B. 5,00 m

Zahl der Vollgeschosse z. B. eins

0,8 max. zul. Geschoßflächenzahl (GFZ) 
z. B. 0,8

Bezugshöhe in Meter über NHN für max. 
zulässige Gebäudehöhe (gem. DHHN 2016, 
Status 170)
z. B. 330,50 m ü. NHN = 0,00 m für GH 

7.  Sonstige Planzeichen
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9. Hinweise durch Planzeichen
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Umgrenzung von Flächen
zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

6.2

2.1

Die 

S T A D T   S T E I N 

erlässt aufgrund der §§ 1, 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023  
(BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist, 
  

i. V. m. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) die zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist sowie 
 

Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i. d. F. vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), das zuletzt durch 
Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch § 4 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 327) und 
durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 371) geändert worden ist und Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), die zuletzt geän-
dert durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385) geändert worden ist 

 
den 

Bebauungsplan Nr. 41 
mit integriertem Grünordnungsplan 

3., qualifizierte Änderung 
„KFZ-Prüfstelle“ 

als 

S A T Z U N G 

Aufgestellt: Heilsbronn, den ……... 2024 
Zuletzt geändert am,  

 Stein, den  

   
   
   

Ingenieurbüro Christofori und Partner  Stadt Stein 
Dipl.-Ing. Jörg Bierwagen  Kurt Krömer 
Architekt und Stadtplaner  Erster Bürgermeister 

1 Geltungsbereich

Für den im zeichnerischen Teil dargestellten Geltungsbereich gilt der ausgearbeitete Plan, der zusammen 
mit den nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan Nr. 41, 3., qualifizierte Änderung „KFZ-Prüfstelle“, 
bildet. Der Geltungsbereich umfasst eine Teilfläche des Grundstückes mit folgender Fl. Nr. 457 der Ge-
markung Stein.

2 Art der baulichen Nutzung

2.1 Für den Änderungsbereich des Bebauungsplans wird ein eingeschränktes Gewerbegebiet (eGE)
i. S. d. § 8 BauNVO festgesetzt.

2.2 Im Gewerbegebiet sind folgende Nutzungen, auch ausnahmsweise, nicht zulässig:
 - Anlagen für sportliche Zwecke i. S. d. § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

- Wohnungen zum dauerhaften Aufenthalt für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber 
in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind ( i. S. d. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke i. S. d. § 8 Abs. 3 Nr. 2
BauNVO

- Vergnügungsstätten i. S. d. § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO

2.3       Einzelhandelsnutzungen mit zentrenrelevanten Sortimenten sind im Planungsgebiet unzulässig.
            Sonstige Einzelhandelsnutzungen ohne räumlichen und betrieblichen Bezug zu einem im 
            Planungsgebiet angesiedelten Gewerbebetrieb sind im Planungsgebiet unzulässig.

3 Maß der baulichen Nutzung

 3.1   Das zulässige Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus den im zeichnerischen Teil des Bebau-

ungsplans festgesetzten Höchstwerten für die Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl 
(GFZ) sowie aus den nachfolgenden Vorschriften über die zulässigen Gebäude- und Anlagenhö-
hen, soweit sich in den Einzelfällen aus den festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen nicht 
ein geringeres Maß der baulichen Nutzung ergibt.

3.2 Maßgebend für die zulässigen Gebäudehöhen sind die Festsetzungen im Planblatt. Die Höhe der 
baulichen Anlagen im Gewerbegebiet wird gem. § 18 BauNVO über die maximal zulässigen Ge-
bäudehöhen bestimmt. Als Bezugsgröße für die festgesetzten Gebäudehöhen wird hierzu die im 
Planblatt eingetragene Bezugshöhe über Normalhöhennull (NHN) festgelegt.

3.3 Einzelne Bau- bzw. Gebäudeteile (Lichtbänder, haustechnische Anlagen etc.) dürfen, soweit nicht 
andere Regelungen oder Vorschriften entgegenstehen, ausnahmsweise die festgesetzten maxi-
malen Gebäudehöhen um bis zu 1,00 m überschreiten. Alle haustechnischen Anlagen sind min-
destens um das Maß ihrer Höhe über der tatsächlichen Gebäudehöhe von der Fassade zurückzu-
setzen.

4  Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen

4.1  Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß § 23 Abs. 1 - 3 BauNVO über die Festle-
gung von Baugrenzen entsprechend der Festsetzungen, festgesetzt. Diese bilden das Baufenster.

4.2 Veränderungen des natürlichen Geländes (Auffüllungen/Abgrabungen)
 Auffüllungen und Abgrabungen des natürlichen Geländes zur Geländenivellierung sind bis max.

1,00 m über bzw. unter dem natürlichen Gelände zulässig.

4.3 Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, nicht jedoch in 
den Flächen, die zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen dienen.

5 Garagen, Carports, Stellplätze und deren Zu- und Ausfahrten

5.1 Bei Stellplätzen für Pkw bis 3,5 to Gesamtgewicht wird, soweit andere wichtige Gründe (Gesetze 

oder andere Vorgaben) dem nicht widersprechen, die in wasserdurchlässiger Bauweise (z. B. Ra-

senpflaster, Schotterrasen) empfohlen. Dies gilt nicht für Behindertenstellplätze.

6 Gestaltung der Baukörper

6.1 Es sind klare, einfache Baukörper ohne Türme zu errichten. Für Haupt-, Neben- und Zwischenbau-
körper besteht gegenseitige Anpassungspflicht hinsichtlich der Putz-, Farb- und Materialwahl. Ma-
terialien, Formate und Farbgestaltung sind aufeinander abzustimmen. Nicht zulässig sind grell-
bunte oder schwarze Fassadenfarben. Alle Farbgebungen sind mit dem Stadtbauamt Stein abzu-

stimmen.

6.2 Die Dächer der Gebäude sind als Flachdach mit Begrünung auszuführen. Es ist mindestens ein 
extensives Gründach mit einer Substratschicht von mind. 10 cm als „Sedumteppich“, bevorzugt
unter Verwendung von Arten gemäß Pflanzliste F und ggf. Einbringung von geeigneten Legumino-
sen / Kräutern und Gräsern herzustellen und zu erhalten. 

            Vorstehende Festsetzungen zur Dachbegrünung finden keine Anwendung auf Flachdächern tech-
nischer Bauwerke wie z.B. Löschwasserbevorratungen, Lüftungsanlagen, Silos etc. sowie auf 
Teilflächen der Dächer, welche mit Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie, Bauteile technischer 
Gebäudeausrüstung, Notentrauchungsöffnungen u.ä. belegt sind.

7 Werbeanlagen

7.1 Werbeanlagen sind an Gebäuden in beliebiger Größe sowie auf den Freiflächen als 1 Hinweisstele 
mit einer max. Größe von 2,0 x 4,0 m zulässig. Dabei sind Werbeanlagen auf das jeweilige Objekt 
in Form- und Farbgestaltung abzustimmen.

7.2       Lichtwerbung in Form von Blink-, Lauf- und Wechsellichtern ist unzulässig. Selbstleuchtende Wer-
beanlagen sind nur in der Form von transparenten, von innen beleuchteten, freistehenden Einzel-
buchstaben, bzw. – elementen zulässig. Werbeanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, 
dass eine Blendwirkung des Verkehrs auf den angrenzenden öffentlichen Straßen ausgeschlos-
sen werden kann.

7.3       Fahnenmasten sind so auszuführen und zu situieren, dass keine Beeinträchtigungen der Nachbar            
grundstücke entsteht und müssen einen Mindestabstand von 3,0 m zur Grundstücksgrenze ein-
halten.

8 Freiflächengestaltung / Einfriedung / naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

8.1 Die nicht überbauten Flächen (Gärten, Vorgärten, Grünanlagen etc.) sollen der Eigenart der umge-
benden Landschaft entsprechend, vorzugsweise mit einheimischer Bepflanzung, angelegt und dau-
erhaft unterhalten werden. Die Versiegelung der Freiflächen ist auf ein notwendiges Maß zu redu-
zieren. Mind. 20 % des Grundstückes sind als versickerungsoffene Vegetationsflächen anzulegen.

8.2 Randeingrünung im Westen und Norden.
 Entlang der Gebietsgrenze im Norden und Westen ist eine Eingrünung aus standortheimischen

Gehölzen mit mind. vier verschiedenen Gehölzarten anzulegen.

Für die Heckenpflanzungen ist autochthones Pflanzmaterial zu verwenden und sie sind in ihrem 
Charakter durch abschnittsweises „Auf-Stock-Setzen“ zu erhalten (frühestens ab dem 10. Jahr
nach Pflanzung; je nach Wüchsigkeit alle 5-10 Jahre höchstens 30 %). Der Einsatz von Dünge-
mitteln, Herbiziden und Pestiziden auf dieser Fläche ist unzulässig. Die Pflanzungen sind während 
der Anwachszeit zu pflegen und bei Ausfall zu ersetzen.

8.3  Stützmauern zu öffentlichen Verkehrsflächen sind zu vermeiden und im Übrigen bis zu einer Höhe 

von 0,50 m Höhenunterschied nur ausnahmsweise und nach vorheriger Absprache mit dem 

Stadtbauamt Stein zulässig, z.B. mit Winkelstützmauern, Gabionen bzw. Böschungssteinen.

8.4 Notwendige Absturzsicherungen sind filigran, vorzugsweise mit senkrechter Betonung auszuführen 
und zu begrünen. Einfriedungen sind als Stabgitterzaun mit einer Höhe von maximal 2,50 m in 

Anthrazit und mit Rankpflanzen, Hecken bzw. Einzelbüschen bepflanzt auszuführen. Sichtdrei-

ecke sind freizuhalten.

8.5 Sämtliche Pflanzgebote sowie der naturschutzrechtliche Ausgleich müssen bis spätestens zum 15.
April des Folgejahres auf das Jahr der Fertigstellung abgeschlossen sein.

8.6 Artenschutz
 Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung (V) sind durchzuführen, um Gefährdungen der nach den

hier einschlägigen Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu min-
dern. Die Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt unter 
Berücksichtigung folgender Vorkehrungen:

V1: Zur Vermeidung der Anlockung von Nachtfaltern und anderen Fluginsekten durch Straßen            
und Objektbeleuchtung sind vollständig geschlossene LED-Lampen mit asymmetrischem Reflek-
tor und nach unten gerichtetem Lichtkegel zu verwenden. Künstliche Lichtquellen sollen kein 
kaltweißes Licht unter 540 nm und keine Farbtemperatur von mehr als 3000 K emittieren. Ein er-
höhter Anteil von langen Wellenlängen im Lichtspektrum (Rotlichtanteil) ist vorteilhaft. Des Weite-
ren ist eine nächtliche Objekt- und Wegbeleuchtung am Ostrand des Gewerbegebietes auf das 
notwendige Minimum zu beschränken, um Beeinträchtigungen von Licht meidenden Fledermaus-
arten sowie von Brutvögeln zu minimieren.

8.7 Ausgleichsmaßnahmen
 Der entsprechend der Ermittlung des Kompensationsbedarfs sich ergebende Ausgleichsbedarf be-

trägt 3.444 Wertpunkte. Er ist durch Abbuchung vom Ökokonto der Stadt Stein zu leisten. 

Hierzu ist von dem für Ausgleichszwecke der Stadt Stein zur Verfügung stehenden, vertraglich ge-
sicherten, Ökoausgleichsfläche auf Fl. Nr. 335, Gemarkung Kammerstein, eine Abbuchung von   
mind. 3.444,0 Wertpunkte vorzunehmen. Von der vorgenannten Ökokontofläche ist hierzu ein Flä-
chenanteil von mind. 600 m² dem vorstehenden Eingriff zuzuordnen und als flächenbezogene Ab-
buchung dem Ökoflächenkataster des Landesamtes für Umwelt zu melden. 

9. Regenerative Energiesysteme

9.1 Die Dachflächen dürfen zur Installation von Anlagen für die Nutzung von Sonnenenergie genutzt 
werden. Es sind sowohl Solarthermie- als auch Photovoltaikanlagen zulässig. Bei Gebäuden mit 
Flachdach sind aufgeständerte Module zulässig. Die Höhe der aufgeständerten Module wird auf 
max. 1,75 m begrenzt. Im Übrigen sind die Module im Verlauf der Dachneigung (parallel der Dach-
haut) des Daches in die Dachhaut integiert oder auf der Dachhaut montiert herzustellen.

9.2 Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind derart auszuführen, dass eine Beeinträchtigung öf-
fentlicher und privater Belange ausgeschlossen werden kann (z.B. durch Blendung des Straßen-
verkehrs durch reflektierendes Licht). Aufgeständerte Solar- /Photovoltaikanlagen sind wegen der 
Blendgefahr zur B14 nur hinter einer gleichhohen Abschirmung / Attika zulässig.

10. Abwasser und Ökologie, Versorgungsleitungen/Versorgungsanlagen

10.1 Aus ökologischen Gründen ist eine Trennung von Niederschlags- und Schmutzwasser vorzusehen.

 Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebiets zu 
beseitigen. Anfallendes Oberflächenwasser der versiegelten Flächen ist zu fassen und ebenfalls 
vorrangig im eingeschränkten Gewerbegebiet zu versickern.

10.2  Ver- und Entsorgungsleitungen (auch Telekommunikationsleitungen) sind unterirdisch zu verlegen.

Die Leitungstrassen der unterschiedlichen Sparten sind nach Möglichkeit zu koordinieren.

10.3 Bei der Planung und Durchführung von Leitungsverlegungen für unterirdische Ver- und Entsor-
gungsanlagen sind die Mindestabstände und Vorschriften gem. DVGW-Regelwerk GW 125 zu den 
festgesetzten, vorhandenen und neuen Baumstandorten einzuhalten.

11. Immissionsschutz

 Ein Nachtbetrieb (Zeitraum von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) ist aus Gründen des Immissionsschutzes 
nicht zulässig.

12 Bestandteile des Bebauungsplans

12.1 Bestandteile des Bebauungsplans sind der Planteil mit zeichnerischen Festsetzungen sowie die 
Satzung mit textlichen Festsetzungen, Lageplan Verortung Abbuchungsfläche Ausgleichsmaß-

nahme, Hinweisen und der Anlage 1 Vorschlagsliste Bepflanzung im Stand der Fassung vom 

17.05.2024.

12.2 Bestandteile der Begründung sind:

- der Umweltbericht, erstellt durch das Ingenieurbüro Christofori & Partner, Heilsbronn.

Die in den Unterlagen zum Bebauungsplan benannten Gesetze, Normen (insb. DIN-Normen) und

technischen Baubestimmungen sowie benannten Konzepte können zusammen mit dem Bebau-

ungsplan Nr. 41, 3., qualifizierte Änderung im Rathaus der Stadt Stein, Hauptstraße 56, 90547

Stein, eingesehen werden und bei Bedarf erläutert werden.

13  Rechtskraft

Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 41, 3., qualifizierte Änderung „KFZ-Prüfstelle“
i. S. d. § 30 BauGB in der Fassung vom ……….2024 tritt gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dem Tage 
der Bekanntmachung in Kraft.

Frühere planungsrechtliche Festsetzungen, welche den hiermit getroffenen Festsetzungen für den Gel-
tungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans widersprechen, werden zu diesem Zeitpunkt durch diese 
Satzung ersetzt.
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Lageplan mit Verortung Abbuchungsfläche für naturschutzrechtlichen Ausgleich gem. Ziff. 8.7
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